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Hinweise 

576 Neue Regelungen beim Wechsel der Vorsorgeeinrichtung 

Der Bundesrat setzt auf den 1. Mai 2007 eine Änderung des BVG in Kraft, mit der verschiedene Fra-
gen des Wechsels der Vorsorgeeinrichtung geklärt werden. Die neuen Bestimmungen stellen zum 
einen sicher, dass beim Wechsel der Vorsorgeeinrichtung durch den Arbeitgeber für die Rentnerinnen 
und Rentner kein vertragsloser Zustand entsteht. Zum anderen wird ein ausserordentliches Kündi-
gungsrecht bei wesentlichen Änderungen des Anschluss- und Versicherungsvertrags eingeführt. 

In der 1. BVG-Revision wurden verschiedene neue Regelungen zur Auflösung von Anschluss- und 
Versicherungsverträgen im Rahmen der beruflichen Vorsorge geschaffen, die am 1.4.2004 in Kraft 
traten. Schon bald zeigten sich aber in zwei Bereichen Regelungslücken. Um diese zu schliessen, 
verabschiedete das Parlament im Dezember 2006 eine entsprechende Gesetzesänderung. 

Wenn ein Arbeitgeber den Anschlussvertrag mit seiner Vorsorgeeinrichtung (z.B. Sammeleinrichtung 
einer Versicherungsgesellschaft) auflöst, kann dies je nach Vertragsinhalt zur Folge haben, dass nicht 
nur die aktiven Versicherten, sondern auch die Rentnerinnen und Rentner die bisherige Einrichtung 
verlassen müssen. Für diese Fälle muss sichergestellt sein, dass eine neue Einrichtung die Renten-
verpflichtungen übernimmt. Daher kann neu ein Anschlussvertrag erst aufgelöst werden, wenn für die 
Rentnerinnen und Rentner eine gleichwertige Lösung vorhanden ist. Dies verhindert einen vertragslo-
sen Zustand. 

Neu können Anschluss- und Versicherungsverträge in der beruflichen Vorsorge aufgelöst werden, 
wenn einseitig die vertraglichen Bedingungen erheblich geändert werden (also z.B. wenn ein Versi-
cherer die Beiträge deutlich erhöht oder die Leistungen deutlich senkt). Diese Regelung ist dann nicht 
anwendbar, wenn die Vertragsänderung Folge einer Änderung der Rechtsgrundlage ist. 

Der Gesetzestext kann abgerufen werden unter: http://www.admin.ch/ch/d/as/2007/1803.pdf

 
577 Mitteilungen über die berufliche Vorsorge: Zusammenstellungen 

Auf der Internet-Seite des BSV können unter: 
http://www.bsv.admin.ch/themen/vorsorge/aktuell/index.html?lang=de
Zusammenstellungen der Hinweise, Stellungnahmen des BSV und der Rechtsprechung zu folgenden 
Themen abgerufen werden: 
- Wohneigentumsförderung 
- Invalidität 
- Begünstigtenordnung 

 
Stellungnahmen 

578 Grundsatz der durchgehenden Verzinsung der zu überweisenden Austrittsleistung im Schei-
dungsfall  

(Präzisierung zu den Mitteilungen über die Berufliche Vorsorge Nr. 90 Rz 520) 

Folgende Frage wurde dem BSV gestellt: 

Gemäss den Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr. 93 Rz 550 ist die im Scheidungsfall zu 
teilende Austrittsleistung auf den Zeitpunkt der Rechtskraft des Scheidungsurteils zu berechnen (mit 
Hinweis auf BGE 132 V 236). Welches ist das Verhältnis dieser Mitteilungen mit dem in den Mitteilun-
gen über die berufliche Vorsorge Nr. 90 Rz 520 erwähnten Grundsatz der durchgehenden Verzinsung 
der zu überweisenden Austrittsleistung ab einem bestimmten Stichtag der Teilung, der auf einen Zeit-
punkt vor dem Inkrafttreten des Scheidungsurteils fallen kann (mit Hinweis auf BGE 129 V 251)? 

 
 

http://www.admin.ch/ch/d/as/2007/1803.pdf
http://www.bsv.admin.ch/themen/vorsorge/aktuell/index.html?lang=de
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Im Urteil, das in den Mitteilungen Nr. 90 Rz 520 erwähnt ist, wurde der Grundsatz bekräftigt, dass ein 
Guthaben durchgehend zu verzinsen sei, „auch für den Fall, wenn die Teilung der Austrittsleistung auf 
einen Zeitpunkt vor dem Datum des Ehescheidungsurteils vorgenommen wird. Demzufolge ist die 
dem ausgleichsberechtigten Ehegatten im Falle der Scheidung zustehende Austrittsleistung vom 
massgebenden Stichtag der Teilung an bis zum Zeitpunkt der Überweisung oder des Beginns der 
Verzugszinspflicht zu verzinsen.“ (BGE 129 V 251, Erw. 3.2 letzter Satz und Erw. 3.3). In Erwägung 5 
dieses Urteils wurde denn auch der Zins ab dem Stichtag, der im konkreten Fall jedoch wie in den 
meisten Fällen mit der Rechtskraft des Scheidungsurteils zusammenfiel, bestimmt. Unseres Erachtens 
ist dieser Grundsatz allgemein, auch für die Fälle, in denen eine Scheidungskonvention vom Richter 
genehmigt wird, gültig und der Richter - sei es der Scheidungsrichter oder der Sozialversicherungs-
richter - sollte diesen Grundsatz der durchgehenden Verzinsung bei der Festlegung der im Schei-
dungsfall zu überweisenden Summe beachten.  

Das BSV wollte mit seiner Stellungnahme in den Mitteilungen Nr. 90 Rz 520 darauf aufmerksam ma-
chen, dass Vorsorgeeinrichtungen die Verzinsung nicht erst ab dem Zeitpunkt der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils berechnen dürfen, wenn im Urteil ein anderer Stichtag für die Verzinsung der Aus-
trittsleistung festgelegt wurde.  

Wird hingegen die Richtigkeit des Urteils selbst bezweifelt, ist es Sache der betroffenen Parteien, die-
se Frage vom Richter überprüfen und das Urteil allenfalls korrigieren oder vervollständigen zu lassen. 
Die Stellungnahme in unseren Mitteilungen hatte nicht zum Zweck, die Vorsorgeeinrichtungen aufzu-
fordern, selbständig rechtskräftige Scheidungsurteile in Bezug auf die Verzinsung der Austrittsleistung 
abzuändern.  

 
579 Vorbezug für Wohneigentum, Scheidung und Einkauf (Art. 22c FZG, 79b Abs. 3 und 4 BVG) 

Folgende Frage wurde dem BSV gestellt: 

Kann sich eine Person im Rahmen der bei der Scheidung übertragenen Austrittsleistung wieder  
einkaufen, selbst wenn sie einen vorher erhaltenen Vorbezug für Wohneigentum noch nicht zurückbe-
zahlt hat? 

Nach Art. 22c erster Satz FZG hat die Vorsorgeeinrichtung nach der Ehescheidung dem verpflichteten 
Ehegatten die Möglichkeit zu gewähren, sich im Rahmen der übertragenen Austrittsleistung wieder 
einzukaufen. Art. 79b Abs. 3 zweiter Satz BVG verlangt, dass die für die Wohneigentumsförderung 
getätigten Vorbezüge zuerst zurückbezahlt werden müssen, bevor freiwillige Einkäufe vorgenommen 
werden dürfen. Hingegen sind nach Art. 79b Abs. 4 BVG die Wiedereinkäufe im Falle der Eheschei-
dung oder gerichtlichen Auflösung einer eingetragenen Partnerschaft nach Art. 22c FZG von der Be-
grenzung ausgenommen. Folglich ist die in Art. 79b Abs. 3 zweiter Satz BVG vorgesehene Begren-
zung auf den Wiedereinkauf nach Art. 22c FZG nicht anwendbar: Eine geschiedene versicherte Per-
son hat somit die Möglichkeit, sich im Rahmen der übertragenen Austrittsleistung wieder einzukaufen, 
selbst wenn sie den Vorbezug für Wohneigentum noch nicht zurückbezahlt hat. Pro memoria sei aus-
serdem darauf hingewiesen, dass Art. 79b Abs. 4 BVG auch die Anwendung der dreijährigen Sperr-
frist gemäss Art. 79b Abs. 3 erster Satz BVG ausschliesst (vgl. Mitteilungen über die Berufliche Vor-
sorge Nr. 84 Rz 487 Ziff. 3). 
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Rechtsprechung 

580 Keine Änderung der reglementarischen Invalidenrente, wenn sich der Invaliditätsgrad nicht 
verändert (in Bezug auf die 4. IV-Revision, in Kraft getreten am 1. Juli 2004)  

(Hinweis auf ein Urteil des EVG vom 11. Dezember 2006, i. Sa. Pensionskasse X. gegen B., B 80/05 
und B 83/05; Entscheid in französischer Sprache) 

(Art. 28 Abs. 1 IVG und 24 Abs. 1 BVG) 

Streitig ist die Frage, ob die Pensionskasse X. ihre reglementarischen Invalidenleistungen kürzen 
durfte. Die IV hatte dem Versicherten B. ab dem 1. September 1998 zuerst eine ganze Invalidenrente 
gewährt, basierend auf einem Invaliditätsgrad von 67 %. Die Pensionskasse X. hatte ihm vom selben 
Datum an ebenfalls eine ganze Invalidenrente zugesprochen. Nach Inkrafttreten der 4. Revision des 
IVG und der damit einhergehenden Änderungen der Abstufung der Invalidenrente ersetzte die IV die 
ganze Rente ab dem 1. Juli 2004 durch eine Dreiviertelsrente, während der Invaliditätsgrad von B. 
immer noch 67 % betrug. Die Kasse X. informierte B., dass sie ihm vom selben Datum an eine Drei-
viertelsrente ausbezahle.  

Gemäss Art. 38 Abs. 1 des Reglements von X. «entspricht dem Anspruch auf eine volle Invalidenrente 
der IV der Anspruch auf eine volle Invalidenrente der Kasse», während gemäss Art. 39 Abs. 1 des 
Reglements «dem Anspruch auf eine Teilinvalidenrente der IV der Anspruch auf eine Teilinvalidenren-
te der Kasse mit demselben Bruchteil entspricht; letzterer ist anwendbar auf den Betrag der vollen 
Invalidenrente gemäss Art. 38». Unter dem Titel «Änderung der Invalidität» sieht Art. 40 Satz 1 des 
Reglements vor, dass wenn sich der Invaliditätsgrad eines Versicherten ändert und zu einer Änderung 
des Bruchteils der IV-Rente führt, die Invalidenrente der Kasse in der Folge angepasst wird. 

Das EVG hat entschieden, dass aufgrund von Art. 40 des Reglements eine Änderung der Invaliden-
rente der Pensionskasse nur bei einer Änderung des Invaliditätsgrades des Versicherten, welche eine 
Anpassung der IV-Rente nach sich zieht, möglich ist. Letztendlich war die Pensionskasse X. nicht 
berechtigt, die volle Rente von B. zu kürzen.  

 
581 Verjährung des Waisenrentenanspruchs und Vormundschaft 

(Hinweis auf ein Urteil des EVG vom 15. Dezember 2006, i. Sa. F. gegen die Pensionskasse G., 
B 135/05; Entscheid in französischer Sprache) 

(Art. 22 und 41 BVG) 

Der 1959 geborene S. arbeitete in der Hotellerie und war somit der Pensionskasse G. angeschlossen. 
Er verstarb am 29. Dezember 1992. Seine 1981 geborene Tochter F. wurde unter Vormundschaft 
gestellt. F. ersuchte im Jahre 2004 G., ihr eine Waisenrente auszurichten. G. verweigerte diese, indem 
sie Verjährung geltend machte. 

Gemäss der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Fassung von Art. 41 Abs. 1 BVG verjähren Forde-
rungen auf periodische Beiträge und Leistungen nach fünf, andere nach zehn Jahren. Die Art. 129 bis 
142 des Obligationenrechts (OR) sind anwendbar. Der Rentenanspruch als solcher verjährt nach zehn 
Jahren, gemäss Art. 131 Abs. 1 OR seit dem Zeitpunkt, in dem die erste rückständige Leistung fällig 
war, während die einzelnen Rentenleistungen in Anwendung von Art. 130 Abs. 1 OR nach fünf Jahren 
seit der Fälligkeit der Forderung verjähren; die Fälligkeit einer Leistung der beruflichen Vorsorge tritt 
zum Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs auf diese Leistung nach den gesetzlichen und regle-
mentarischen Bestimmungen, die auf sie anwendbar sind, ein (BGE 132 V 162 Erw. 3). Nach Art. 22 
Abs. 1 BVG entsteht der Anspruch auf Hinterlassenenleistung mit dem Tode des Versicherten, frühes-
tens jedoch mit Beendigung der vollen Lohnfortzahlung. Im vorliegenden Fall hat die zehnjährige Ver-
jährung mit dem am 29. Dezember 1992 erfolgten Tod von S. zu laufen begonnen. Infolgedessen war 

 
 

http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?lang=fr&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&query_words=B+135%2F05&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F132-V-159%3Afr&number_of_ranks=0#page162
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der Anspruch auf die Waisenrente bereits seit fast zwei Jahren verjährt, als F. im Jahre 2004 G. zum 
ersten Mal kontaktierte. 

Ausserdem besteht kein objektiver Anhaltspunkt, der einen Rechtsmissbrauch auf Seiten von G. oder 
eine Verletzung des Prinzips von Treu und Glauben anzunehmen erlauben würde (BGE 128 V 241 
Erw. 4a). Insbesondere ist der Pensionskasse nicht vorzuwerfen, F. dazu veranlasst zu haben, auf die 
Vornahme rechtlicher Schritte zu verzichten. Ausserdem besteht keine gesetzliche Pflicht der Vorsor-
geeinrichtung, einen Versicherten auf das Risiko der Verjährung aufmerksam zu machen. 

Ebenfalls zu Unrecht macht F. ihr junges Alter geltend. Die Waisenrente ist ihrer Natur nach für junge 
oder unterhaltsberechtigte Personen bestimmt. Der gesetzliche Vertreter handelt im Allgemeinen für 
die Betroffenen. Die Unterlassung ihres Vormunds, die Leistungen zu verlangen, welche F. hätte be-
anspruchen können, ist F. entgegenzuhalten. 

 
582 Ablösung einer Invalidenrente durch eine Altersrente, keine Garantie der wohlerworbenen 

Rechte bei Änderung der Rechtsprechung  

(Hinweis auf ein Urteil des EVG vom 19. Dezember 2006, i. Sa. M. gegen Kasse X., B 139/05;  
Entscheid in französischer Sprache) 

(Art. 49 Abs. 1, 2. Satz BVG)  

Mit Schreiben vom 1. Juli 2002 informierte die Kasse X. den Versicherten M., dass gemäss Urteil des 
EVG vom 24. Juli 2001 (BGE 127 V 259) seine Invalidenrente durch eine Altersrente in gleicher Höhe 
(12'537 Fr. pro Jahr) ersetzt würde. Sie stellte dabei klar, dass dieser Betrag nicht derjenigen Renten-
höhe entsprach, welche der Versicherte üblicherweise gemäss Reglement hätte beanspruchen  
können. Zudem behielt sich die Kasse das Recht vor, die Höhe der Rente im Falle einer späteren 
Änderung der Rechtsprechung anpassen zu können. Am 8. Dezember 2004 teilte X. M. mit, dass 
seine Altersrente ab dem 1. Januar 2005 aufgrund des Urteils des EVG vom 24. Juni 2004 
(BGE 130 V 369, welcher eine Änderung der Rechtsprechung in Bezug auf BGE 127 V 259 darstellt) 
und des Inkrafttretens von Art. 49 Abs. 1, 2. Satz des revidierten BVG auf 9'312 Fr. pro Jahr gesenkt 
würde.   

Streitig ist die Frage, ob die Kasse die Altersrente aufgrund von BGE 130 V 369 ab dem 1. Januar 
2005 reduzieren konnte, obschon sie M. eine Altersrente, welche dem BGE 127 V 259 entsprechend 
festgelegt worden war, gewährt hatte. M. argumentiert, dass Versicherungsleistungen nach Eintritt des 
Versicherungsfalles und Festlegung der Leistungshöhe nicht mehr abgeändert werden könnten. Er 
beruft sich auf ein wohlerworbenes Recht bzgl. der gewährten Leistungen. 

Im Sozialversicherungsrecht kann eine Änderung der Rechtsprechung nur ausnahmsweise zum Wi-
derruf einer Verfügung führen, selbst wenn diese Verfügung ein Dauerrechtsverhältnis regelt (nament-
lich wenn es um periodische Leistungen geht). Ein wichtiger Ausnahmefall ist dann gegeben, wenn 
eine neue Praxis in einem solchen Masse allgemeine Verbreitung erhält, dass deren Nichtbefolgung 
als Verstoss gegen das Gleichheitsgebot erschiene, insbesondere bei Aufrechterhaltung einer alten 
Verfügung für einen einzelnen Versicherten oder eine kleine Zahl von Versicherten. Ist diese Bedin-
gung erfüllt, wirkt die Änderung im allgemeinen nur für die Zukunft. Diese restriktive Praxis gilt jeden-
falls dann, wenn die Umsetzung der geänderten Rechtsprechung zum Nachteil des Rechtsuchenden 
erfolgen würde (BGE 121 V 161 Erw. 4a, 119 V 413 Erw. 3b mit Hinweisen). Eine Vorsorgeeinrichtung 
hat keine Kompetenz zum Erlass von eigentlichen Verfügungen. Sie hat sich jedoch an die Grundsät-
ze der Gleichbehandlung, des Willkürverbots, der Verhältnismässigkeit und von Treu und Glauben zu 
halten. Im konkreten Fall entschied das EVG, dass die Kasse diese Grundsätze nicht verletzt hatte. Im 
Gegenteil, es war der Auffassung, dass das Beibehalten der Höhe der Altersrente auf der Grundlage 
von BGE 127 V 259 zu einer Legitimation von mehreren stossenden Ungleichbehandlungen führen 
würde. BGE 127 V 259 habe nämlich, ohne gesetzliche oder reglementarische Grundlage, die Lage 
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einer beschränkten Kategorie von Versicherten (die Empfänger einer Invalidenrente, welche das Alter 
für die Beanspruchung einer Altersrente schon erreicht haben) im Vergleich zu allen anderen Versi-
cherten, welche eine Altersrente beanspruchen können, spürbar verbessert. Das Festhalten an die-
sem Entscheid zugunsten einiger weniger Versicherter hätte beträchtliche Mehrkosten verursacht und 
aufgrund der Tatsache, dass die Kasse zu diesem Zweck keine Reserven gebildet hat, das Äquiva-
lenzprinzip (BGE 130 V 375 Erw. 6.3) verletzt. Diese Mehrkosten hätten durch die Versicherten der 
jetzigen Generation – die aktiven Versicherten – finanziert werden müssen und eine bedeutende Ver-
schlechterung derer eigenen Anwartschaften auf Invaliden- oder Hinterlassenenleistungen mit sich 
gebracht. Aus diesen Gründen geht im konkreten Fall das Prinzip der Gleichbehandlung innerhalb der 
Versichertengemeinschaft dem Grundsatz der Rechtssicherheit und dem Anliegen des Beschwerde-
führers zur Beibehaltung der Höhe seiner Altersrente vor. Die strittige Reduktion ist durch ernsthafte 
und objektive Gründe gerechtfertigt und kann deshalb nicht als willkürlich betrachtet werden. 

Gemäss der Rechtsprechung bezieht sich die Garantie eines wohlerworbenen Rechtes auf die Aus-
richtung einer periodischen Rente nur auf einen Anspruch, der sich aus einer zwingenden gesetzli-
chen Vorschrift ergibt und folglich dem Empfänger nicht entzogen werden kann. Diese Garantie be-
zieht sich also auf das Bestehen dieses Anspruchs an sich und nicht auf dessen genauen Umfang, 
welcher im Reglement festgelegt werden muss. Im konkreten Fall haben weder das Gesetz noch die 
verschiedenen durch die Kasse erlassenen Reglemente M. jemals einen Anspruch auf eine Altersren-
te in der Höhe der bis zum Rentenalter ausgerichteten Invalidenrente eingeräumt.  

Gemäss EVG konnte sich M. auch nicht auf Treu und Glauben (Art. 9 BV) berufen. Aufgrund des 
Schreibens von X. vom 1. Juli 2002 durfte M. nicht davon ausgehen, dass sich X. explizit und unwider-
ruflich zur Ausrichtung einer Altersrente in der Höhe der vorher bezogenen Invalidenrente verpflichtet 
hatte. Die Kasse hatte im Gegenteil klar ihre Absicht bekanntgegeben, sich nur solange auf BGE 127 
V 259 stützen zu wollen, bis das EVG seine Rechtsprechung ändere. Es konnte deshalb für M. keine 
Überraschung darstellen, als X. ihn informierte, dass seine Altersrente aufgrund von BGE 130 V 369 
gesenkt würde. Daraus folgt, dass sich der Versicherte nicht auf klare Zusicherungen von X. bezüglich 
der Gewährung einer Altersrente in der Höhe der bisher ausgerichteten Invalidenrente berufen konnte. 
So entschied das EVG abschliessend, dass die durch die Kasse vorgenommene Reduktion rechts-
konform war.  

 
583 Direkt einer Partei (und nicht ihrem Anwalt) zugestellter Entscheid, Treu und Glauben, 

Kompetenz des Versicherungsgerichtes betreffend vom Scheidungsrichter nicht berücksich-
tigte allfällige Vorsorgeguthaben 

(Hinweis auf ein Urteil des Bger vom 9. Januar 2007, II. sozialrechtliche Abteilung, i. Sa. Frau X.  
gegen Pensionskasse P., Herrn X. und B. Versicherungsgesellschaft, BGE 133 V 147 [B 142/05]; 
Entscheid in französischer Sprache) 

(Art. 29 Abs. 2 BV, Art. 11 Abs. 3 VwVG, Art. 142 ZGB) 

Das erstinstanzliche Gericht in Genf hat die Scheidung der Eheleute X. ausgesprochen und die Auftei-
lung deren Austrittsleistungen angeordnet. Beide Eheleute waren anwaltlich vertreten. Das erstin-
stanzliche Gericht hat die Sache am 21. Juni 2005 dem kantonalen Versicherungsgericht überwiesen. 
Einer neuen Praxis folgend hat sich das kantonale Versicherungsgericht direkt an die Parteien und 
nicht an deren Anwälte gewandt. Das kantonale Versicherungsgericht hat den Parteien am  
21. Juni 2005 in einer ersten Mitteilung die Überweisung des Verfahrens bestätigt. 

Die Beschwerdeführerin Frau X. macht zunächst eine Verletzung des rechtlichen Gehörs geltend. Es 
sei ihr die Möglichkeit verwehrt worden, sich zur Sache zu äussern und durch ihren Anwalt an der 
Beweisführung teilzunehmen. Der Anspruch auf rechtliches Gehör gemäss Art. 29 Abs. 2 BV schliesst 
insbesondere das Recht ein, sich im Prozess vertreten und beraten zu lassen (BGE 119 Ia 261 
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Erw. 6a). Ausserdem macht die Behörde gemäss Art. 11 Abs. 3 des Bundesgesetzes über das Ver-
waltungsverfahren (VwVG) ihre Mitteilungen an den Vertreter, solange die Partei die Vollmacht nicht 
widerruft. Gemäss der Rechtsprechung (Urteil H 201/92 vom 17. Mai 1993) gilt diese Regel, ein all-
gemeines Prinzip des Bundesrechts, auch für die Justizbehörden. Die Zustellung ausschliesslich an 
die vertretene Partei ist ordnungswidrig (vgl. BGE 99 V 182; ZAK 1991 S. 377 Erw. 2a, 1977 S. 155 
ff.). Ein Verhalten wider Treu und Glauben der vertretenen Partei oder ihres Vertreters bleibt aber 
vorbehalten (vgl. ZAK 1991 S. 376).  

 
Gemäss dem Bundesgericht erscheint die Vorgehensweise des kantonalen Versicherungsgerichts, 
ohne Ankündigung eine seit fast zwei Jahren etablierte Verfahrenspraxis zu ändern, unter dem Ge-
sichtspunkt von Treu und Glauben sicher zweifelhaft. Dennoch erwägt das Bundesgericht, dass Frau 
X. die den Umständen entsprechend erforderliche Sorgfalt hat vermissen lassen: tatsächlich hat sie 
(nachdem sie im Juni 2005 von der Überweisung der Sache an das kantonale Versicherungsgericht in 
Kenntnis gesetzt worden war) erst im Dezember 2005 (d.h. nach der Zustellung des Entscheides des 
kantonalen Versicherungsgerichtes) reagiert und sich beschwert, das kantonale Versicherungsgericht 
habe nicht berücksichtigt, dass sie anwaltlich vertreten war. Nachdem sie die Mitteilung des kantona-
len Versicherungsgerichtes vom 21. Juni 2005 zur Kenntnis genommen hatte, welche weder mit dem 
Vermerk „Kopie“ noch mit einem Hinweis auf ihren Anwalt versehen war, hätte sie sich umgehend - 
wenn nicht beim kantonalen Versicherungsgericht, so doch zumindest bei ihrem Anwalt - vergewis-
sern sollen, dass letzterer von der Eröffnung des verwaltungsrechtlichen Verfahrens Kenntnis hatte. 
Nach Erhalt der Informationsnachfrage des kantonalen Versicherungsgerichtes vom 18. Juli 2005 
(welche sie persönlich am 10. August 2005 beantwortet hat) hätte Frau X. sich bei ihrem Rechtsver-
treter über die zu unternehmenden Schritte in ihrer Angelegenheit erkundigen sollen. Ausserdem hat 
der Anwalt von Frau X. am 3. Oktober 2005 von der Mitteilung der Überweisung ans kantonale Versi-
cherungsgericht Kenntnis erhalten und mehr als zwei Monate verstreichen lassen, bevor er sich beim 
Gericht erkundigt hat. Folglich muss der erste Beschwerdepunkt der Beschwerdeführerin unter Be-
rücksichtigung der Regeln von Treu und Glauben, welche lediglich eine Berufung auf Formfehler er-
lauben, abgewiesen werden. 

Als zweiter Beschwerdepunkt wirft Frau X. dem kantonalen Versicherungsgericht die Verletzung von 
Art. 142 Abs. 2 ZGB vor. Das Gericht habe es unterlassen, von Amtes wegen den genauen, jedem 
Ehegatten zufallenden Betrag der Vorsorgeguthaben zu bestimmen. Sie behauptet, dass ihr Ex-
Ehegatte während der Ehe auch in einer anderen Vorsorgeeinrichtung als der Pensionskasse P. ver-
sichert gewesen sei und dass das kantonale Versicherungsgericht diese Tatsache hätte untersuchen 
sollen. In einem Entscheid A. vom 3. April 2006 (B 108/04) hat das EVG festgehalten, dass dem Sozi-
alversicherungsrichter nicht zustehe, ein Scheidungsurteil in den Art. 142 Abs. 2 ZGB betreffenden 
Punkten abzuändern. Stellt ein Ehegatte nachträglich fest, dass eine andere, auf ein Freizügigkeits-
konto übertragene Austrittsleistung nicht berücksichtigt wurde, hat er sich an den Scheidungsrichter 
zu wenden und eine Ergänzung oder eine Abänderung des Urteils zu verlangen. Allerdings hat der 
Sozialversicherungsrichter gemäss einem Entscheid R. vom 9. Mai 2006 (B 118/05) eine Untersu-
chung durchzuführen, wenn ernsthafte Anzeichen dafür bestehen, dass der Ex-Ehegatte eine weitere 
Austrittsleistung bezogen hat, welche im Scheidungsurteil nicht berücksichtigt wurde. Im vorliegenden 
Fall hat das kantonale Versicherungsgericht die Ex-Ehegatten wohl zum etwaigen Bestand anderer 
als die vom Scheidungsrichter berücksichtigten Vorsorgeverhältnisse befragt. Allerdings hätte das 
kantonale Versicherungsgericht aber, nachdem der Ex-Ehegatte diese Frage ausweichend beantwor-
tet hatte, genauere Nachforschungen anstellen sollen. Letztendlich wird die Beschwerde gutgeheissen 
und die Sache an das kantonale Versicherungsgericht zur Ergänzung der Instruktion und zu einem 
neuen Urteil zurückgewiesen. 
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584 Reduktion der Hinterlassenenrente des geschiedenen Ehegatten, der im Rahmen der 
weitergehenden Vorsorge eine Altersrente bezieht 

(Hinweis auf ein Urteil des EVG vom 22. Dezember 2006 i. Sa. Pensionskasse der Internationalen 
Föderation der Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften gegen A., B 112/05; Entscheid in französi-
scher Sprache) 

(Art. 19 Abs. 3 BVG, 20 BVV 2) 

Das Reglement der beschwerdeführenden Pensionskasse enthält in Artikel 46 eine zu Artikel 20 
BVV 2 analoge Regelung. Darin ist insbesondere vorgesehen, dass die an den geschiedenen Ehegat-
ten ausgerichtete Jahresrente betragsmässig dem Unterhaltsbeitrag entspricht, welchen der Ex-
Ehegatte zu leisten hatte, abzüglich allfälliger anderer Versicherungsleistungen, insbesondere der 
AHV und IV, im Maximum aber dem Jahresbetrag der Witwenrente gemäss den 
BVG-Mindestvorschriften (Abs. 3). 

Die Pensionskasse argumentiert, dass die strittige Bestimmung (Abs. 3) die jährliche Hinterlassenen-
rente für die Ex-Ehefrau eines verstorbenen Versicherten auf die obligatorischen gesetzlichen Leis-
tungen begrenzen wolle, was gesetzmässig sei und der Regelung der meisten Vorsorgeeinrichtungen 
entspreche. Der Beklagte hingegen behauptet, dass sich die Formulierung «…im Maximum aber dem 
Jahresbetrag der Witwenrente gemäss den BVG-Mindestvorschriften…» auf den Abzug beziehe, wel-
cher den Betrag der BVG-Witwenrente nicht übersteigen dürfe. 

In seinen Erwägungen erinnert das EVG daran, dass es schon einmal bei einer völlig gleichlautenden 
Reglementsbestimmung entschieden habe, dass diese eine klare Regelung war, insofern sie die ma-
ximale Jahresrente für den überlebenden geschiedenen Ehegatten auf die Höhe der jährlichen BVG-
Witwenrente beschränkte, und dass diese Regelung weder gesetzwidrig war noch gegen das Gleich-
behandlungsgebot, das Willkürverbot oder das Verhältnismässigkeitsprinzip verstiess (vgl. SZS 2006 
S. 361, B 85/04; nicht publizierter Entscheid A. vom 21. Dezember 2005, B 87/04). 

Es besteht deshalb kein Zweifel, dass sich - im Gegensatz zur Behauptung des Beklagten - der letzte 
Teil von Art. 46 Abs. 3 des Reglements auf den Jahresbetrag der ausgerichteten Rente und nicht auf 
den Abzug, welcher auf jenem Betrag vorgenommen werden kann, bezieht. 

Zu bemerken ist auch, dass das kantonale Gericht zu Unrecht Art. 46 Abs. 3 des Reglements auf-
grund fehlender Gesetzeskonformität streicht. Art. 20 Abs. 2 BVV 2 ist insofern Teil des Systems der 
obligatorischen beruflichen Vorsorge, als er gemäss dem gesetzlichen Auftrag von Art. 19 Abs. 3 BVG 
die Voraussetzungen für den Anspruch des geschiedenen Ehegatten auf Hinterlassenenleistungen 
und deren Modalitäten regelt. Art. 20 Abs. 2 BVV 2 ermöglicht es den Vorsorgeeinrichtungen nun aber 
gerade explizit, für die Witwenrenten unter die Minimalerfordernisse des BVG zu gehen, wenn sie 
nach dem Tod des Versicherten der geschiedenen Ehefrau eine Hinterlassenenrente ausrichten und 
die Summe dieser Rente und einer allfälligen AHV- oder IV-Rente den bei der Scheidung festgelegten 
Anspruch auf Unterhaltsbeiträge übersteigt. Der Zweck von Art. 20 Abs. 2 BVV 2 ist es nämlich, den 
Versorgerschaden zu decken, welchen die geschiedene Ehefrau erleidet, wenn die Unterhaltsbeiträge 
aufgrund des Todes ihres Ex-Ehemannes nicht mehr fliessen (SZS 1995 S. 139 Erw. 3a mit Hinwei-
sen), was nicht vergleichbar ist mit der Situation einer Person, deren Ehegatte den Bedürfnissen ge-
mäss der Beistands- und Unterhaltspflicht zwischen Ehegatten nachkommt. 

Daraus folgt, dass eine Vorsorgeeinrichtung ihre Leistungen reduzieren kann, auch wenn diese be-
züglich einer Witwenrente schon auf dem gesetzlichen Minimum sind, sofern ihr das Gesetz dies er-
möglicht und es nicht einer solchen Einrichtung obliegt, mit Bezug auf die Lage vor dem Tod des Ex-
Ehegatten zur Verbesserung der finanziellen Situation der geschiedenen Ehefrau beizutragen. 
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585 Rentenaufhebung im obligatorischen Bereich im Rahmen einer Revision 

(Hinweis auf ein Urteil des Eidg. Versicherungsgerichts vom 28. November 2006 i.Sa. Sammelstiftung 
BVG der Allianz Suisse Lebensversicherungs-Gesellschaft gegen K., B 25/06, BGE 133 V 67; Urteil in 
deutscher Sprache) 

((Art. 26 Abs. 3 BVG) 

Das EVG hatte in diesem Fall unter anderem über die Dauer des Invalidenrentenanspruchs des Be-
schwerdegegners zu entscheiden (infolge eines von der Vorsorgeeinrichtung geltend gemachten 
Wegfalls von dessen Invalidität durch Wiederaufnahme einer vollzeitigen Erwerbstätigkeit). Zuerst hielt 
das Gericht fest, dass die Invalidenrenten der obligatorischen beruflichen Vorsorge - analog zu denje-
nigen der IV - im Rahmen einer Revision anzupassen oder aufzuheben sind, wenn sich die Verhält-
nisse in anspruchsrelevanter Weise verändert haben (was sich für den Fall der Rentenaufhebung 
bereits aus Art. 26 Abs. 3 Satz 1 BVG ergibt). Im Falle einer Rentenaufhebung - nur eine solche war 
im vorliegenden Fall zu prüfen - kann die Vorsorgeeinrichtung den Revisionsentscheid der Invaliden-
versicherung übernehmen, sie kann aber auch eigene Abklärungen treffen und aufgrund dieser ent-
scheiden (ob die Voraussetzungen für eine Rentenaufhebung erfüllt sind, beurteilt sich in analoger 
Anwendung von aArt. 41 IVG bzw. Art. 17 Abs. 1 ATSG, jeweils in Verbindung mit Art. 88a Abs. 1 
IVV). Bei diesem Entscheid hat die Vorsorgeeinrichtung ferner hinsichtlich des Zeitpunkts der Renten-
aufhebung Art. 88bis Abs. 2 IVV analog anzuwenden. Im Zusammenhang mit der analogen Anwen-
dung von Art. 88bis Abs. 2 lit. b IVV ist weiter darauf hinzuweisen, dass im Rahmen eines Revisions-
verfahrens der zweiten Säule eine Verletzung der Meldepflicht gegenüber der Vorsorgeeinrichtung, 
nicht gegenüber der IV-Stelle massgebend ist. Explizit offen gelassen hat das EVG die Frage, ob die 
Pflicht der versicherten Person, der Vorsorgeeinrichtung alle anspruchsrelevanten Änderungen zu 
melden, einer entsprechenden reglementarischen Grundlage bedarf oder von Gesetzes wegen be-
steht (im zu beurteilenden Fall war eine solche reglementarische Grundlage vorhanden). 

 
586 Kein Verjährungsbeginn des Rentenstammrechts während Dauer einer Überentschädigung 

(Hinweis auf ein Urteil des Eidg. Versicherungsgerichts vom 16. Oktober 2006 i.Sa. P.gegen Gastro-
Social Pensionskasse, B 54/06; Urteil in deutscher Sprache) 

(Art. 26 BVG) 

P. erlitt während Dauer ihrer Zugehörigkeit als aktive Versicherte zur GastroSocial Pensionskasse 
zwei Unfälle, für deren Folgen sie seit 1. Oktober 1994 eine halbe Rente der Invalidenversicherung 
bezieht. Der zuständige Unfallversicherer richtete ihr bis Ende Dezember 2004 Taggelder aus und 
sprach ihr mit Wirkung ab 1. Januar 2005 eine Invalidenrente zu. Daraufhin gelangte P. an die 
GastroSocial und beantragte die Ausrichtung einer Invalidenrente ab 1. Dezember 2004, weil ab die-
sem Zeitpunkt die vorher bestehende Überversicherung - zufolge Ablösung des bisher ausbezahlten 
Unfall-Taggeldes durch eine tiefere UVG-Rente - weggefallen sei. Dieses Begehren lehnten sowohl 
die GastroSocial Pensionskasse als auch, auf Klage hin, das zuständige kantonale Gericht wegen 
Verjährung des Rentenstammrechts ab; gegen diesen kantonalen Entscheid führte P. Beschwerde 
ans Eidg. Versicherungsgericht (EVG). 

Das EVG hält zunächst fest, dass der bis Ende 2004 geltende Art. 41 BVG intertemporalrechtlich an-
wendbar ist. Bei der in dessen Absatz 1 genannten zehnjährigen Frist handelt es sich - entgegen einer 
anderslautenden Äusserung in der Botschaft zur 1. BVG-Revision - nicht um eine Verwirkungs-, son-
dern um eine Verjährungsfrist, was sich daraus ergibt, dass der Gesetzeswortlaut auf Art. 129 - 142 
OR verweist, welche nur für Verjährungs-, nicht aber für Verwirkungsfristen gelten. 

Eine Forderung ist fällig, wenn der Gläubiger sie verlangen und nötigenfalls einklagen kann, was ge-
mäss Art. 75 OR in der Regel im Zeitpunkt ihrer Entstehung der Fall ist, sofern nicht Gesetz, Vertrag 
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oder die Natur des Rechtsverhältnisses eine andere Lösung nahe legen. In der beruflichen Vorsorge 
ist nach der Rechtsprechung eine Leistung dann fällig wenn gemäss den anwendbaren gesetzlichen 
und reglementarischen Bestimmungen das Recht entsteht, was in Bezug auf die Invalidenrenten 
grundsätzlich mit dem Ablauf der Wartefrist nach Art. 29 Abs. 1 lit. b IVG in Verbindung mit Art. 26 
Abs. 1 BVG der Fall ist. 

Es ist einerseits unbestritten, dass der Anspruch der Beschwerdeführerin auf eine Invalidenrente der 
2. Säule am 1. Oktober 1994 entstand, anderseits, dass diese Rente mindestens bis November 1999 
zu einer Überentschädigung geführt hätte, mit der Folge, dass sie gekürzt bzw. verweigert worden 
wäre. Zu prüfen blieb für das EVG, ob dieser Umstand die Fälligkeit der beantragten Rente hinausge-
schoben hat. Dies ist zu bejahen, da das EVG wiederholt festgehalten hat, dass das Recht auf eine 
Rente im Fall einer Überentschädigung nicht aufgehoben, sondern bloss vorübergehend aufgescho-
ben wird; wenn aber die Leistung aufgeschoben wird, heisst das nicht anderes, als dass sie eben 
noch nicht hätte eingeklagt werden können und somit noch nicht fällig gewesen ist. Die Verjährung 
des Rentenstammrechts der Beschwerdeführerin konnte somit bis November 1999 nicht zu laufen 
beginnen (Art. 131 Abs. 1 OR). Die Beschwerde ist daher vom EVG gutgeheissen worden. 

 
 


